Wien Donnerstag den 25. Jänner 1877. 


X. Jahrgang. Nr. 4. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift m Verwaltung. 


on Dr. Carl Jaeger. - 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Reaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in 
Wien, Kohlmarkt Nr. 7. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſen dung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 1876/77 in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben und 
eträgt das Inhres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 5 fl. — 10 Mark. Bei geſälligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtänweiſung 
erbitten, erfuchen um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. ug 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamattonen, wenn unverſiegelt, ſind portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 
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Mai 1875 an die Bez.⸗Hptmſch. das Anſuchen um Prüfung und An⸗ 
erkennung der Richtigkeit der Baurechnung, dann um Repartition der Bau⸗ 
koſten auf die Concurrenten und um Einbringung dieſer Koſten von den 
Betheiligten. Die Competenz der Bez.⸗Hauptmannſch. gründet die Ca⸗ 


Zur Competenzfrage in Waſſerrechtsangelegenheiten. Bejahender Competenzeonflict meral-Direction auf den Artikel IT des Geſetzes über Benützung, Leitung 
zwiſchen Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörden. und Abwehr der Gewäſſer vom 28. Auguſt 1870 (ſchleſiſches Geſetz⸗ 


Zur Begründung des Beſitzes eines Waldes ift nicht nothwendig nachzuweiſen, und Verordnungsblatt Nr. 51), dann auf die 88 52, 65, 66, 68 
daß die Beſitzacte jedes Jahr wiederholt wurden. und 75 dieſes Geſetzes und auf die Allerhöchſte Entſchließung vom 30. 


Zur Frage inwiefern bei Jagdlicitationen ſtattfindende Verabredungen, welche October 1830 (Gub.⸗Cire. für Schleſien do. 24. November 1830) 


das Erträgniß der Gemeindejagd zu ſchmälern im Stande ſind, für die und hebt insbeſondere hervor, daß die auf Grundlage des Vertrages 


Genehmigung des Jagdverpachtungsactes von Einfluß ſein können. 
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Zur Competenzfrage in Waſſerrechtsangelegenheiten. Bejahender 
Eompetenzeonfliet zwiſchen Gerichts: und Verwaltungsbehörden. 


Die Miteigenthümer der ſogenannten „großen Blogotitzer Wehre“ 


im Olſafluße bei T. ſchloſſen rückſichtlich der künftigen Erhaltung dieſer 


Stauanlage am 1. Mai 1854 einen, ob den Realitäten der einzelnen 
waſſerbezugsberechtigten Theilnehmer intabulirten Vertrag ab, in welchem 
die Concurrenzquote jedes Einzelnen im Falle von Reparaturen und 
von Neubauten an dieſer Wehre feſtgeſetzt und die Beſtimmung auf⸗ 
genommen wurde, daß jeder Theilnehmer, wenn Gefahr am Verzuge iſt, 


vom 1. Mai 1854 begründet geweſene Genoſſenſchaft, in Gemäßheit 
des Artikels 11 des bezogenen Geſetzes auch als eine Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaft im Sinne des § 52 zu gelten hat, deren Rechte und Verbindlich- 
keiten zwar nach dem Vertrage zu beurtheilen ſind, deren Ausübung 
aber ſowie das Verfahren nach den Normen des Waſſerrechtsgeſetzes 
ſtattzuſinden haben, daß daher die Vertheilung und Einhebung der 
Koſten zur Competenz der politiſchen Behörden gehört. 

| Mit dem Beſcheide vom 8. Juni 1875, 3. 5533 hat die Bez.⸗Hptmſch. 
das Anſuchen der erzherzoglichen Eameral⸗Direction abgelehnt und 
di ſelbe mit der Geltendmachung ihres Anſpruches auf Erſatz der für 
die Herſtellung der Wehre verwendeten Koſten auf den ordentlichen 
Rechtsweg verwieſen, „weil durch den Vertrag vom Jahre 1854 der 
Maßſtab für die Aufbringung der Koſten ſeſtgeſetzt iſt, daher die Noth⸗ 
wendigkeit, die Baukoſten im politiſchen Wege unter die Betheiligten 
1 vertheilen, entfällt, und weil nach dieſem Vertrage der Erfah von 
vorgeſchoſſenen Baukoſten von den übrigen waſſerbezugsberechtigten 
Theilnehmern im Rechtswege geltend zu machen, daher die Einhebung 
dieſer Koſten im politiſchen Zwangswege nicht thunlich iſt“. 
Dem gegen dieſen Beſcheid ergriffenen Recurſe, in welchem ſich 
die Cameral⸗Direction auf die in ihrem Anſuchen an die Bezirkshaupt⸗ 


das Recht hat, die Reparatur oder den Neubau zur Vermeidung größeren mannſchaft geltend gemachten Competenzgründe beruft, hat die k.k. 
Schadens ſelbſt zu unternehmen und ſeine Koſten auf Grund einer Landesregierung unterm 27. Juli 1875, 3. 6114 aus folgenden 
ordentlich gelegten Rechnung gegen die Uebrigen im Rechtswege geltend Gründen keine Folge gegeben: „Die Concurrenzverpflichtung der Inhaber 
zu machen. Durch die Hochwäſſer im Jahre 1872 wurde die gedachte jener Waſſerwerke, welche an dem durch die Wehre geſpeisten Mühl⸗ 


Wehre zerſtört. 

Die erzherzogliche Cameral⸗Direction in T. hat als waſſer⸗ 
bezugsberechtigter Theilnehmer dieſes Stauwerk mit Genehmigung der 
Bezirks⸗Hauptmannſchaft in T. herſtellen laſſen, nach erfolgter Collau⸗ 
dirung des Baues durch die Bezirks⸗Hauptmannſchaft den Geſammt⸗ 
koſtenbetrag von 12.873 fl. 33 kr. auf Grund des im Vertrage vom 
Jahre 1854 aufgeſtellten Vertheilungsmodus unter die Waſſerbezugs⸗ 
berechtigten repartirt und dieſelben am 22. April 1875 erſucht, die 
auf ſie vertragsmäßig aufgetheilten Beiträge an das erzherzogliche Rent⸗ 
amt einzuzahlen. 

Die Waſſerwerksbeſitzer verweigerten die Zahlung der Concurrenz⸗ 
beiträge. Die erzherzogliche Eameral⸗Direction ſtellte demnach am 31. 


graben liegen, gründet ſich auf den Vertrag vom 1. Mai 1854. Durch 
dieſen Vertrag werden die Beziehungen der Waſſerwerksinhaber voll⸗ 
ſtändig geregelt, es iſt nicht nur die Eoncurrenzquote jedes Einzelnen 
ſeſtgeſetzt, ſondern auch auf die, in Folge Auflaſſung eines Waſſer⸗ 
werkes eintretende Aenderung der Beitragsverpflichtung vorgedacht. Das 
Verhältniß der Waſſerrechtsinhaber beruht auf privatrechtlicher Grund⸗ 
lage; die hieraus ſich ergebenden Streitigkeiten können daher nur von 
dem competenten Gerichte entſchieden werden. Die Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 28. Auguſt 1870, namentlich die der 88 65, 66 
und 68 können auf den vorliegenden Fall keine Anwendung finden, 
denn wenn auch die Theilhaber der Wehre und des von dort ſich 
herabziehenden Mühlgrabens als eine Geſellſchaſt angeſehen werden 


müſſen, fo können ihnen doch nicht die den Waſſergenoſſenſchaften ein⸗ 
geräumten Rechte zuerkannt werden, weil ſie ſich nicht im Sinne des 
Geſetzes als Genoſſenſchaft conſtituirt und ihre behördliche Anerkennung 
erwirkt haben.“ 

Das k. k. Ackerbauminiſterium hat über den Miniſterialrecurs 
der erzherzoglichen Cameraldirection mit dem Erlaſſe vom 2. Oc⸗ 
tober 1875, 8. 9934 „die Entſcheidung der k. k. Landesregierung 
behoben und die inſtanzmäßige Entſcheidung dieſer, nach den Be⸗ 
ſtimmungen des § 43 des Geſetzes vom 28. Auguſt 1870 zu be⸗ 
urtheilenden Angelegenheit angeordnet, da der in der Entſcheidung der 


k. k. Landesregierung angezogene das Concurrenzverhältniß der In-; 


haber jener Waſſerwerke, welche an dem durch das erwähnte Wehr 
geſpeisten Mühlgraben liegen, regelnde Vertrag vom 1. Mai 1854 ge⸗ 
mäß Artikel IT des bernſenen Geſetzes nur für die Beurtheilung des 


2 — 
bloß Privat⸗ ſondern öffentliche Intereſſen im Spiele find. Einem 
ſolchen Privatübereinkommen ſteht das Hofdecret vom 15. Jänner 1785, 
3. 621 J. G. S. entgegen, welches beſtimmt, daß die den Parteien 
eingeräumte Befugniß ſich die Art des Verfahrens zu wählen, ſich 
nicht auf ein ganz beſonderes Verfahren ausdehne, ſondern der Sinn 
des Geſetzes nur dahin gehe, daß den Parteien geſtattet iſt, entweder 
mit mehreren Reden oder mit anderen Friſten oder theils ſchriftlich, 
theils mündlich in die Verhandlung einzutreten.“ 

Ueber Appellation des Eigenthümers der Großmühle hat das 
k. k. Ober⸗Laudesgericht mit Urtheil vom 12. April 1876, 3. 3114 
das Erkeuntniß des k. k. Kreisgerichtes abgeändert und die von der 
erzherzoglichen Kammer erhobene Einwendung der Gerichtsunzuſtändigkeit 
gegen die Anhängigmachung der Aufforderungsklage zurückgewieſen. 

Die Entſcheidungsgründe lauten: 


Beſtandes und Umfanges der hieraus ſich ergebenden Rechte maßgebend „Bei Entſcheidung der Klagscompetenz iſt es maßgebend, ob die 
iſt, während ſich die Ausübung derſelben und das Verfahren nach aufgeforderte Klage, nämlich die Ausführung der an den Kläger von 
dieſem Geſetze zu richten haben, daher gemäß § 75 desſelben Geſetzes Seite der erzherzoglichen Kammer geſtellten Forderung von 3638 fl. 
hier die Competenz der politiſchen Behörde eintritt.“ 12 kr., ſich auf einen Privattitel ſtützt oder nicht, weil im erſteren 

Gleichzeitig ſpielte ſich dieſe Competenzfrage auch bei den k. k. | Falle die Zuſtändigkeit des Gerichtes und im letzteren Falle der Ad⸗ 
Gerichtsbehörden ab. miniſtrativbehörde nach Inhalt der Waſſerrechtsgeſetze einzutreten hat. 

Der waſſerbezugsberechtigte Theilnehmer und Eigenthümer der Wird nun in Erwägung gezogen, daß die erzherzogliche Kammer 
Großmühle sub Nr. 10 in T. erblickte nämlich in dem an ihn die Wehrherſtellung auf ihre eigene Koſten und die Vertheilung dieſer 
geſtellten Begehren der erzherzoglichen Cameraldirection, die Cocurrenz- Koſten in Gemäßheit des Vertrages vom 1. Mai 1854 auf die Wehr⸗ 
quote per 3638 fl. 12 kr. an das erzherzogliche Rentamt zu bezahlen, eigenthümer vorgenommen und geſtützt darauf den Kläger zur Zahlung 
eine Berühmung ſeitens der erzherzoglichen Kammer und brachte dem- des aufgetheilten Betrages per 3638 fl. 12 kr. aufgefordert hat, — daß 
gemäß am 3. Mai 1875 (ſomit vor Einbringung des oberwähnten dieſer Auftheilung eine Concurrenzverhandlung im politiſchen Wege 
Auſuchens der Cameraldirection bei der Bezirkshauptmannſchaft) bei nicht vorhergegangen iſt, — daß die von der Adminiſtrativbehörde 
dem k. k. Kreisgerichte in T. die Aufforderungsklage ein, in welcher feſtgeſetzten Koſten und Entſchädigungsbeträge nach dem Waſſerrechtsgeſetze 
derſelbe das Petit ſtellt, dieſer Kammer die Ausführung ihrer angeb- | vom 28. Auguſt 1870 und iusbeſondere nach § 20, 21, 33, 37, 
lichen Forderung per 3638 fl. 12 kr. bei ſonſtiger Auflage des ewigen | 39, 44, 51, 65, 66 und 68 nur dann im politiſchen Zwangswege 
Stillſchweigens aufzutragen. einzubringen ſind, wenn es ſich um öffentliche und Genoſſenſchaftszwecke 

Gegen dieſe Klage hat die erzherzogliche Kammer die Einwen⸗ handelt, — daß von dem letzteren Falle hier, wo es ſich lediglich 
dung der Gerichtsunzuſtändigkeit aus dem Grunde erhoben, weil nach um die Einbringung des von der erzherzoglichen Kammer vorgeſtreckten 
ihrer Anſicht der Klagsgegenſtand, nämlich der von ihr gegen den und aufgetheilten Koſtenaufwandes handelt, und weil noch keine Waſſer⸗ 
Kläger geſtellte Wehrconcurrenzbeitrag eine Angelegenheit ſei, welche genoſſenſchaft im Sinne des Waſſerrechtsgeſetzes beſtand, keine Rede 
nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 30. Mai 1869 (R. G. Bl. ſei kann, — daß die an den Kläger geſtellte Forderung zur Koſten⸗ 
Nr. 93) und des ſchleſ. Laudesgeſetzes vom 28. Auguſt 1870 über vergütung an die Kammer aus einem Privattitel, nämlich dem Vertrage 
das Waſſerrecht zunächſt von der Adminiſtrativbehörde zu entſcheiden iſt. vom Jahre 1854 geſtellt werden konnte und wurde und daß ſich die 

Mit dem Urtheile vom 31. December 1875, 3. 11.263 hat erzherzogliche Kammer zur Begründung ihres, gegen den Kläger ge⸗ 


das k. k. Kreisgericht der von der erzherzoglichen Cameraldirection 
erhobenen Einwendung des nicht gehörigen Gerichtsſtandes Folge ge⸗ 
geben und die Provocationsklage abgewieſen und zwar aus nachſtehenden 


ſtellten Forderungsanſpruches, was ihr erſt in der aufgeforderten Klage 
zu thun obliegen wird, auf einer erſt in der Schwebe befindlichen 
Concurrenzverhandlung im politiſchen Wege nicht berufen und deshalb 


Gründen: „Wenn man auch im vorliegenden Falle ein Vorhandenſein einer die Einwendung der Gerichtsunzuſtändigkeit der aufgeforderten Klage 
Waſſergenoſſenſchaft im Sinne des Geſetzes vom 28 Auguſt 1870 um ſo weniger entgegenſetzen kann, als das Reſultat dieſer Verhand⸗ 
nicht annehmen kann, weil nach $ 56 desſelben die rechtliche Exiſtenz einer lung und die dabei feſegeſtellte Ziffer des Coneurrenzbeitrages ganz 
Waſſergenoſſenſchaſt durch die Erlangung ihrer Anerkennnung von Seite unbekannt iſt, und hievon nicht hier, ſondern nur in dem ſeinerzeitigen 
der politiſchen Behörde bedingt iſt, ſo müſſen doch im gegenwärtigen provocirten Proceſſe der geeignete Gebrauch gemacht werden könnte, 
Falle die über Waſſergenoſſenſchaften erlaſſenen Beſtimmungen analoge | — endlich, daß alle Einwendungen privatrechtlicher Natur gegen 
Anwendung finden, weil außer der Anerkennung von Seite der poli- die Zahlungsforderung nur im Rechtswege ausgetragen werden können, 
tiſchen Behörde alle Merkmale einer ſolchen vorhanden find. — Iſt — ſo erſcheint es als unzweifelhaft, daß die Gerichtscompetenz ſowohl 
dies aber der Fall, ſo unterliegt es keinem Zweifel, daß dieſer Gegen⸗ für die Aufforderungs⸗ als auch für die aufgeforderte Klage aufliege 
ſtand in Gemäßheit der SS 65 und 66 des Geſetzes vom 28. Auguſt und daß weder dieſe noch jene vor das Forum der Adminiſtrativbehörde 
1870 vor die politiſchen Behörden gehört. Daß aber eine analoge | gezogen werden könne“. 

Anwendung der Beſtimmungen über die Waſſergenoſſenſchaften für den Ueber das Reviſionsbegehren der erzherzoglichen Kammer hat 
vorliegenden Fall ſtattfinden muß, iſt begründet in der Erwägung, daß der k. k. oberſte Gerichtshof mit der Entſcheidung vom 3. November 
die Frage, um die es ſich handelt, mit einem Gegenſtande von eminent 1876, 3. 7630 das Urtheil des k. k. Oberlandesgerichtes aus nach: 
öffentlichem Intereſſe, nämlich mit einem Waſſerbaue im innigſten Zu- ſtehenden Gründen beſtätigt: 

ſammenhange ſteht, — daß die Tendenz der Geſetzgebung dahin geht, „Der Anſpruch der erzherzoglichen Kammer auf den Quotienten 
ſolche Gegenſtände den politiſchen Behörden zur Entſcheidung zuzuweiſen, per 3638 fl. 12 kr. gründet ſich auf einen rechtsförmlich abgeſchloſſenen 
aus dem leicht erklärlichen Grunde, weil hier die öffentlichen Intereſſen | und ob den Realitäten der waſſerbezugsberechtigten Theilnehmer über- 
überwiegen und die Privatintereſſen in den Hintergrund treten, — dies intabulirten Vertrag vom 1. Mai 1854, folglich auf einen 
weiter in der Erwägung, daß die Nachläſſigkeit oder Gleichgiltigkeit reinen Privatrechtstitel, deſſen Austragung, falls ſich hiezu die Kammer 
der einen oder der anderen Partei oder ſämmtlicher Theilhaber, die | in Folge der Aufforderungsklage veranlaßt ſehen ſollte, als zur Competenz 
ſtaatliche Anerkennung ihrer Genoſſenſchaft zu erwerben, nicht zur Folge der Gerichte gehörig anerkannt werden muß, zumal als ſich das Rechts⸗ 
haben kann, daß Gegenſtände, die das Geſetz den politiſchen Behörden verhältniß lediglich in die Frage zuſpitzt, ob die Cameraldirection berech 
zur Verhandlung und Entſcheidung zugewieſen wiſſen will, ihrer Come tigt ſei, auf Grund dieſes Vertrages von dem Eigenthümer der Großmühle 
petenz entzogen werden. — Wenn auch der zwiſchen den Intereſſenten den Rückerſatz der von ihr beſtrittenen Bau⸗Auslagen in dem quotienten⸗ 
geſchloſſene Verlrag vom 1. Mai 1854 ausdrücklich des Rechtsweges mäßigen Betrage von 3638 fl. 12 kr. zu ſordern und ob dieſer 
erwähnt, ſo kann die Frage, ob ein Gegenſtand vor den Civilgerichten Berechtigung die entſprechende Verpflichtung des Eigenthümers der ge⸗ 
oder den politiſchen Behörden auszutragen ſei, nicht dem privaten nannten Mühle auch zur Seite ſteht. — Der Entſcheidung dieſer Frage 
Uebereinkommen der Betheiligten überlaſſen werden, weil hier nicht liegt aber die Rückſichtsnahme auf ein öffentliches Intereſſe ganz fern. 


Denn die durch den Vertrag vom Jahre 1854 zu Stande ge- 
kommene Gemeinſchaft kann nicht als eine Waſſergen oſſenſchaft im 
Sinne des 8 20 des Waſſerrechtsgeſetzes vom 30. Mai 1869, R. G. B. 
Nr. 93 und des 11. Abſchnittes des Landesgeſetzes vom 28. Auguſt 
1870 angeſehen werden, und es finden daher auf dieſelbe die in 
den 88 52 bis 68 des Landesgeſetzes enthaltenen Beſtimmungen keine 
Anwendung. — Demgemäß greifen im gegenwärtigen Falle auch jeue 
Anordnungen nicht Platz, welche wie in den 88 65, 66 und 68 des 
citirten Geſetzes — die Ermittlung und Eintreibung von Concurrenz⸗ 
beiträgen zum Gegenſtande haben, zumal nach dem Vertrage vom Jahre 
1854 ſchon im vorhinein der Quotient beſtimmt wurde, nach welchem 
die vertragsſchließenden Theile zu den Bau⸗Auslagen zu concurriren 
haben. Es liegt aber auch ein anderer in dem ſchlefiſchen Waſſerrechts⸗ 
geſetze vorgeſehener Fall einer Jugerenz der politiſchen Behörde behufs 
Ermittelung eines Concurrenzbeiſrages nicht vor, daher die Berufung 
der Kammer auf die Vorſchriften des Waſſerrechtsgeſetzes in Betreff der 
Concurrenzleiſtung die erhobene Einwendung der Gerichtsunzuſtändig⸗ 
keit zu begründen nicht vermag. 

Es iſt wohl allerdings richtig, daß durch Privatverträge kein 
Uebereinkommen getroffen werden darf, wodurch die im öffentlichen 
Intereſſe erlaſſenen Beſtimmungen des Waſſerrechtsgeſetzes alterirt 
werden könnten. Dieſe Vorausſetzung iſt aber bei dem Vertrage vom 
Jahre 1854 auch nicht vorhanden. 

Wie die erzherzogliche Kammer in ihrer Reviſtonsbeſchwerde ſelbſt 
anführt, wurde der Bau des Wehres nach von ihr. früher eingeholter 
politiſcher Bewilligung geführt und der Bau nach deſſen Vollendung 
wieder von der politiſchen Behörde collaudirt. Darnach iſt die den po⸗ 
litiſchen Behörden nach dem Waſſerrechtsgeſetze zuſtehende Ingerenz in 
Betreff der Herſtellung des Bau⸗Objectes bereits eingetreten, und die 
Frage, die noch übrig bleibt, nämlich in Betreff der Beitragsleiſtung 
zu den Baukoſten, erſcheint der Competenz der politiſchen Behörde voll⸗ 
ſtändig entzogen, weil der Beitragsquotient zu dieſen Koſten unter den 
Theilnehmenden bereits vertragsmäßig feſtgeſtellt wurde, und ein ſol⸗ 
ches Uebereinkommen den Vorſchriften des Waſſerrechtsgeſetzes nicht „ 
gegenſteht. Deßhalb iſt auch die Berufung der allerhöchſten Entſchließung 
vom 30. October 1830 für die Incompetenzeinwendung ganz unerheb⸗ | 
lich, weil, abgeſehen davon, daß die Beſtimmungen dieſer allerhöchſten 
Entſchließung durch das Geſetz vom 30. Mai 1869 und den Artikel I 
des ſchleſ. Landesgeſetzes behoben erſcheinen, dieſelben rückſichtlich der 
Auftheilung und Einhebung der Concurrenzbeiträge eben von dem 
Mangel einer vorherigen Einigung der Parteien ausgehen, dieſe Eini⸗ 
gung aber vorliegend u. z. in bindender vertragsmäßiger Form vor⸗ 
handen iſt. Endlich kann auch der Artikel ! des Waſſerrechtsgeſetzes 
für Schleſien zur Begründung der Incompetenzeinwendung mit Erfolg 
nicht geltend gemacht werden; der in dieſem Artikel vorkommende 
Satz: „Die Ausübung derſelben (namentlich der nach den früheren Ge⸗ 
ſetzen erworbenen Waſſerbenützungs⸗ und ſonſtigen auſ Waſſer Bezug 
habenden Rechte) ſowie das Verfahren richten ſich nach dieſem Geſetze“ 
will offenbar nur jo viel jagen, daß an Stelle der früheren, die Aus⸗ 
übung der auf Waſſer Bezug habenden Rechte und das diesfällige Ver⸗ 
fahren regelnden Vorſchriften nunmehr die Beſtimmungen des neuen 
Waſſergeſetzes zu treten haben. 

Im gegenwärtigen Falle jedoch handelt es ſich gar nicht um die 
Ausübung eines auf Waſſerbenützung oder 


habenden Rechtes und auf das dabei einzuhaltende Verfahren. Der 
Gegenſtand des Streites bewegt ſich nicht um einen Vorgang 
in der Procedur aus Anlaß der Waſſerbenützung oder eines 


ſonſt ſich auf Waſſer beziehenden Rechtes, ſondern betrifft die rein 
materiell⸗rechtliche Frage, ob der Mühlenbeſitzer sub Nr. 10 ſchuldig 
ſei, den von ihm auf Grund des Vertrages vom 1. Mai 1854 ge⸗ 
forderten Beitragsquotienten per 3638 fl. 12 kr. an die erzherz. Ca⸗ 
meraldirection zu bezahlen, und zur Entſcheidung dieſer Frage find ı 
nach dem Geſagten nur die Gerichte competent“. | 

Ungeachtet zur Zeit der Erſließung des vorbezogenen Erlaſſes 
des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 2. October 1875, 3. 9934 die 
Competenzfrage bei den Gerichtsbehörden in Schwebe war, hat die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft in T. in Gemäßheit dieſes Miniſterialerlaſſes un⸗ 
term 2. Februar 1876, Z. 1074 die Verhandlung wegen Auftheilung 
und Eintreibung der Koſten für die Herſtellung der Wehre anbe⸗ 
raumt und sämmtliche Intereſfenten zu dieſer Verhandlung eingeladen. | 
Der Eigenthümer der Großmühle erſuchte, in der gegen dieſe Verfügung 


ſonſt auf Waſſer Bezug im Walde h 
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eingebrachten Berufung um Siſtirung der anberaumten Verhandlung 
bis zu definitiven Entſcheidung über die Frage der Competenz, da die 
Competenzfrage bereits der Judicatur der Gerichte unterbreitet wurde 
und für dieſelbe Angelegenheit nicht die politiſchen Behörden und gleich⸗ 
zeitig die Gerichtsbehörden competent ſein können. 

Dieſer Berufung hat die k. k. Landesregierung unterm 29. Fe⸗ 
bruar 1876, Z. 1448 Folge gegeben und angeordnet, die Verhandlung 
bis nach Rechtskraft der richterlichen Entſcheidung über die Competenz⸗ 
frage in suspenso zu belaſſen. 

Ueber den Miniſterialrecurs der erzherzoglichen Cameraldirection 
hat das Ackerbauminiſterium mit dem Erlaſſe vom 19. Mai 1876, 8. 
4193 die Entſcheidung der k. k. Landesregierung aufgehoben und den 


I 


bezirkshauptmannſchaftlichen Beſcheid aufrecht erhalten, „nachdem durch 


die von der Bezirkshauptmannſchaſt eingeleitete Verhandlung der Ent⸗ 
ſcheidung über die anhängige Rechtsſrage nicht präjudicirt wird“. 

Dieſe Verhandlung wurde jedoch bei der Bezirkshauptmannſchaft 
nicht gepflogen, weil die erzherzogliche Cameraldirection in einer nach⸗ 
träglichen Eingabe bei der Bezirkshauptmannſchaft um Siſtirung der 
diesfälligen Verhandlung eingeſchritten iſt, welchem Einſchreiten ſelbſt⸗ 


verſtändlich willfahrt wurde. 


In Gemäßheit des § 12 des Geſetzes vom 48. April 1869, 
betreffend die Organiſation des Reichsgerichtes, das Verfahren vor dem⸗ 
ſelben und die Vollziehung ſeiner Erkenntniſſe (R. G. Bl. Nr. 44) 
wurde dieſer Fall von der Bezirkshauptmannſchaft der k. k. Landes⸗ 
regierung angezeigt *). | R-g 


Zur Begründung des Beſitzes eines Waldes ift nicht nothwendig 
nachzuweiſen, daß die Beſitzacte jedes Jahr wiederholt wurden. 


Nach einem mehrjährigen Beſitze eines Gutes wurde der Eigen⸗ 
thümer desſelben im Beſitze einer Waldparcelle geſtört. Er erhob daher 
die Beſitzſtörungsklage, konnte jedoch die eigenen Beſitzacte nicht nach⸗ 
weiſen und berief ſich in Folge deſſen auf die Beſitzacte ſeiner Vor⸗ 
fahren. 

Die erſte Inſtanz hat dem Proviſorialbegehren des Klägers ſtatt⸗ 
gegeben, dagegen das k. k. O. L. G. in Krakau mit dem Beſcheide 
vom 23. Februar 1876, Z. 1401, dasſelbe abgewieſen aus dem 
Grunde, daß Kläger für eine eigene factiſche Beſitzausübung keinen 
gerichtsordnungsmäßig hinreichenden Beweis beigebracht hat. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch laut Entſcheidung vom 
13. Juni 1876, 3. 6755, den erſtrichterlichen Beſcheid beſtätigt, denn 
die überwiegende Mehrzahl der Zeugenausſagen ſtimmt darin überein, 
daß die Beſitzvorfahren des Klägers bis zum Verlaufe von 10—12 
Jahren zurückgerechnet, die ſtreitige Waldparcelle durch Abſtocken von 
Holz, Auſſchichten von Scheiterholz und Weiden des Viehes benützt, 
alſo bis in die letzte Zeit Beſitzhandlungen daſelbſt ausgeübt haben, 
welche umſomehr vom Kläger als Nachweis ſeines factiſchen Beſitzes 


geltend gemacht werden können, als überhaupt die Befitzausübungen 


der Vorfahren des letzten Beſitzers dem Letzteren aus dem Geſetze zu 
Gute kommen, als ferner die Abweiſung der Proviſorialklage bloß aus 
dem Grunde, daß Kläger für eine eigene factiſche Beſitzausübung keinen 
gerichtsordnungsmäßig hinreichenden Beweis beigebracht hat, umſoweniger 
ſtichhältig erſcheint, als es ſich um gewiſſe Acte des factiſchen Beſitzes 
andelt, die gerade nicht nothwendig jedes Jahr wiederholt 
werden müſſen. Ger.⸗H. 


Zur Frage inwiefern bei Jagdlicitationen ſtattfindende Ver⸗ 
abredungen, welche das Erträgniß der Gemeindejagd zu ſchmälern 
im Stande ſind, für die Genehmigung des Jagdverpachtungsactes 


von Einfluß ſein können. 


Am 19. Juli 1876 wurde die Gemeindejagd von W. unter der 
Intervention der Bezirkshauptmannſchaft licitirt, und erſtand dieſelbe 
der Kaffeefieder Franz O. um den Preis von 55 fl. Die fragliche 
Jagdpachtung wurde unterm 22. Juli 1876 von der politiſchen Behörde 
genehmigt. 

Am 23. Juli 1876 bereits baten der Gemeindevorſteher von W. 
und ein Grundbeſitzer aus dieſer Gemeinde, daß die Bezirkshauptmann⸗ 


) Wir werden den Ausgang des Falles ſeinerzeit nachtragen. D. Red. 
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ſchaft den Licitationsact annulliren möge, weil der Erſteher O. die 


beiden Mitlicitanten J. und Notar F. vom Höherbieten dadurch abge⸗ 
halten habe, daß er ihnen geſagt, er werde gemeinſchaftlich mit ihnen 
die W. . er Jagdbarkeit ausüben, und wolle die fragliche Jagd für 
die zu ereirende Jagdgeſellſchaſt „O., F. und J.“ erſtehen. Als nun 
nach Beendigung des Licitationsactes J. und F. auf den Abſchluß 
eines Geſellſchaftsvertrages gedrungen, habe O. davon nichts wiſſen wollen. 
J. und F. hätten urſprünglich die Abſicht gehabt, bis zu 100 fl. mit⸗ 
zubieten, ja dieſelben ſeien noch jetzt bereit und erklären, die Jagd von 
W. mit 100 fl. zu pachten. J. und F. haben die Eingabe mit unter⸗ 
eichnet. 
x Die Bezirkshauptmannſchaft lehnte jedoch das Anſuchen ab, und 
zwar aus nachſtehenden Gründen: 

„Der Licitationsact ſei correct, gegen die Perſönlichkeit des Er⸗ 
ſtehers obwalte kein Bedenken. Die vorgebliche Verabredung wäre nur 
dann ein Nichtigkeitsgrund, wenn Jagdpachtungen durch Geſellſchafter 
abſolut unſtatthaft wären. Im vorliegenden Falle könnte vielleicht vom 
Verſuche der Bildung einer lan ſich erlaubten) Jagdgeſellſchaft geſpro⸗ 
chen werden. Ueberhaupt feien Licitationen aus dem Titel ſpäterer Reue 
oder des Mangels eigener Vorſicht nicht anfechtbar. Der behauptete 
Ausfall an Pachteinkommen ſei ebenfalls kein Nichtigkeitsgrund, weil die 
Annahme nachträglicher Offerten in den Licitationsbedingniſſen nicht vor⸗ 
geſehen ſei, auch durch Würdigung eines ſolchen nachträglichen Antrages 
entgegen den Bedingniſſen — der Charakter und Werth von Licitationen 
vernichtet und dieſe völlig discreditirt würden. Die politiſche Genehmi⸗ 
gung des Licitationsactes werde ſich lediglich zum Zwecke der Prüfung 
der Qualification des Erſtehers und keineswegs aus finanziellen Mo⸗ 
tiven vorbehalten“. 

Gegen dieſe Erledigung der Bezirkshauptmannſchaſt recurrirten 
der Gemeindevorſteher von W. und Joſeph J. an die Landesſtelle und 
deuteten an, daß in der Handlung des O. vielleicht eine ſtrafbare Hand⸗ 
lung im Sinne der 88 197, 200 Strafgeſetz gefunden werden könne, 
daß aber die Behörden, wenn fie die Handlung des O. paſſiren laſſen 
würden, dieſem eine Prämie für ſeine Handlung ertheilen würden. 
O. habe die Poſition, die er jetzt als Jagderſteher inne habe, ſich 
erſchlichen. Recurrenten ſuchen endlich zu deduciren, daß, wenn und 
weil der Geſellſchaftsvertrag auf einem unerlaubten Rechtstitel baſire, 
weil ein Paciscent in Irrkhum geführt ſei, der Vertrag nebſt Folgen 
rechtlich unwirkſam und unter Umſtänden — wie in concreto — 
behördlich zu annulliren ſei. 

Die Landesſtelle gab dem Recurſe keine Folge, weil der Licitationsact 
correct ſei, und auf privatrechtliche Verhältniſſe nach $ 16 der Mini⸗ 
ſterialverordnung vom 15. December 1852, R. G. B. Nr. 257 nicht 
Rückſicht genommen werden könne. 

Nunmehr brachte der Gemeindevorſteher von W. den Miniſterial⸗ 
recurs ein. 

Das Ackerbauminiſterium hob hierauf laut Erlaſſes vom 22. No⸗ 
vember 1876, 3. 12798 die Entſcheidungen der J. und II. Inſtanz 
auf und beauftragte die Bezirkshauptmannſchaft, durch Vernehmung des 
Joſeph J., des Notars F. und des Franz O. und auf ſonſtige zweck⸗ 
dienliche Weiſe die der Beſchwerde der Gemeinde W. zum Grunde 
gelegten Thatumſtände zu erheben und darnach in erſter Inſtanz meri⸗ 
toriſch zu entſcheiden. 

Das gedachte Miniſterium motivirte ſeine Entſcheidung wie folgt; 

„Nach der A. h. Entſchließung vom 26. April 1838 ſind Verträge, 
wodurch jemand bei einer von was immer für einer Behörde veranſtalteten 
Licitation als Mitbieter nicht zu erſcheinen oder gar nicht mitzubieten 
verſpricht, ungültig. Wenngleich nun nach dem Hoſkanzleidecrete 
vom 6. Juni 1838, Z. 12593 (J.⸗G.⸗S. Nr. 277) derlei uner⸗ 
laubte Verabredungen die Verſteigerung ſelbſt nicht ungiltig machen, 
fo können fie doch nach dem Hofdecrete vom 16. October 1797 die 
Folge haben, daß die „Beſtätigung“ ſolcher Verſteigerungs⸗Verhand⸗ 
lungen verweigert wird, wo eine ſolche (wie bei Verpachtungen der 
Gemeindejagden nach § 4 der Miniſterialverordnung vom 15. December 
1852, R. G. B. Nr. 257) erforderlich iſt. 

Ganz abgeſehen übrigens von der citirten Geſetzesſtelle iſt ſchon 
an ſich eine vor dem Licitationsacte geſchehene Verabredung, wie ſie 
von der recurrirenden Partei behauptet wird, geeignet, die Nichter⸗ 
theilung der politiſchen Beſtätigung des Licitationsactes zu begründen. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Da nämlich § 4 der Verordnung des Miniſteriums des Innern 
vom 15. December 1852 der politiſchen Behörde ausdrücklich die Be⸗ 
ſtätigung des Verpachtungsactes überträgt, liegt es im Wirkungskreiſe 
und der Aufgabe der politiſchen Behörden, den Verpachtungsact in allen 
ſeinen Beziehungen zu prüfen, nachtheilige und geſetzlich verbotene Verab⸗ 
redungen, welche das den Grundbeſitzern einer Gemeinde zukommende 
Reinerträgniß zu ſchmälern im Stande ſind, hintanzuhalten und die 
Vermögensrechte der Grundbeſitzer gegen derlei Schmälerungen zu ſichern. 

Der von der Landesſtelle bezogene $ 16 der Miniſterial⸗Ver⸗ 
ordnung vom 15. December 1852, R. G. B. Nr. 257, hat auf den 
vorliegenden Fall keine Anwendung, indem es ſich nirgends um eine 
Einwendung aus einem privatrechtlichen Titel handelt. 


In concreto hat die Bezirkshauptmannſchaft ſchon am 22. 
Juli 1876 den Verpachtungsact mit der Genehmigungsclauſel 
verſehen, es iſt jedoch aus den Acten nicht erſichtlich, ob und wann 
hierüber eine Verſtändigung der Gemeindevorſtehung und beziehungs⸗ 
weiſe des Jagdpächters erfolgte. Und da ſchon am 23. Juli 1876 von 
der dazu zweifellos legitimirten Gemeindevorſtehung die Einſprache 
erhoben, beziehungsweiſe der Recurs an die Landesſtelle ergriffen wurde, 
war es Aufgabe der politiſchen Behörde, die Frage, ob die politiſche 
Beſtätigung zu ertheilen, beziehungsweiſe im Recurswege zu genehmigen 
ſei, vorerſt durch die angeordneten Erhebungen klar zu ſtellen.“ 
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Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben die Wahl des Dr. Maximilian d' Angeli zum 
Podeſta der reichsunmittelbaren Stadt Trieſt beſtätigt. 

Seine Majeſtät haben dem Generalinſpector der a. p. Kaiſer Ferdinands⸗ 
Nordbahn Wilhelm Eichler Ritter v. Eichkron die A. h. Zufriedenheit bekannt 
geben laſſen und dem Generaldirector der priv. Karl⸗Ludwigbahn Dr. Eduard 
Sochor Ritter v. Friedrichsthal taxfrei den Titel eines Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe bei der Landesregierung 
für Schleſien Johann Ritter Stellwag v. Carion den Titel und Charakter 
eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den außerordentlichen Geſandten am kgl. niederl. 
Hofe Heinrich Freiherrn v. Haymerle unter gleichzeitiger taxfreier Verleihung 
der Würde eines geheimen Rathes zum k. u. k. Botſchafter am italieniſchen 
Hofe ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Cavaliere Emilio Gherzo in Ravenna zum 
unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe in Raguſa Paul Ritter v. Rescetar 
anläßlich deſſen Penſionirung das Comthurkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hof- u. Miniſterialſecretär des Miniſterium des 
Aeußern Alexander v. Okolieſanyi den Titel eines Legationsrathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem nautiſchen Inſpector der Seebehörde in Trieſt 
Alois Zamara den Titel und Charakter eines nautiſchen Oberinſpectors 
taxfrei verliehen. 

Der Minifter des Innern hat den Bauadjuncten Joſef Scheiber zum 
Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Dr. Johann Polek 
zum Amanuenſis der Univerſitätsbibliothek in Czernowitz ernannt. 


Erledigungen. 

Concipiſtenſtelle bei der k. k. Finanzprocuratur in Linz mit 500 fl. Ad⸗ 
jutum, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 290.) 

Sechs Poſtaſſiſtentenſtellen für Wien und Umgebung mit 600 fl. Gehalt 
und Activitätszulage gegen Caution, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 294.) 

Proviſoriſche Finanzconcipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei den 
leitenden Finanzbehörden in Niederöſterreich bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 297.) 

Forſtaſſiſtentenſtelle bei der Bukowinaer Religionsfondsdirection in der 
eilften Rangsclaſſe, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 7.) 

Bezirkshauptmannsſtelle für die politiſche Verwaltunguin Krain mit der 
ſiebenten Rangsclaſſe, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 9.) 

Controlorſtelle bei der k. k. Telegraphen⸗Hauptſtation in Trieſt mit der 
neunten Rangsclaſſe, bis 10. Februar. (Amtsbl. Nr. 11.) 

Bezirksarztesſtelle in Oberöſterreich für die Bezirkshauptmannſchaft Rohrbach 
mit der zehnten Rangsclaſſe bis 14 Februar. (Amtsbl. Nr. 13.) 

Amanuenſisſtelle an der Wiener Univerſitätsbibliothek mit 600 fl. Gehalt 
und 400 fl. Activitätszulage bis 6. Februar. (Amtsbl. Nr. 13.) 

Eine Juſpectors⸗ und 12 Reviſorenſtellen beim Magiſtrate der Haupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien; die Inſpectorsſtelle mit monatlich 100 fl. Gehalt und 30 fl. 
Quartiergeld, von den Reviſorenſtellen jede mit monatlichen 60 fl. Gehalt und 
18 fl. Quartiergeld bis 1 Februar. (Amtsbl. Nr. 14.) 

Bauadjunctenſtelle für den Staatsbaudienſt in Böhmen mit der zehnten 
Rangsclaſſe bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr 16) 


Mit einer literariſchen Beilage. 
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